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Kurzinformation 

Maßgebliche bauplanungsrechtliche Vorschriften bei der Errichtung 

von Industrieparks 
 

Die Zulässigkeit der Errichtung eines Industrieparks richtet sich in bauplanungsrechtlicher Hin-
sicht nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs (BauGB) und der Baunutzungsverordnung 
(BauNVO). Dabei sind insbesondere die Vorschriften der §§ 29-35 BauGB zu beachten. Im Gel-
tungsbereich eines Bebauungsplans, der allein oder gemeinsam mit sonstigen baurechtlichen 
Vorschriften mindestens Festsetzungen über die Art und das Maß der baulichen Nutzung, die 
überbaubaren Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrsflächen enthält, ist ein Vorhaben 
nach § 30 Abs. 1 BauGB zulässig, wenn es diesen Festsetzungen nicht widerspricht und die Er-
schließung gesichert ist. Im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, der die Voraussetzungen des 
§ 30 Abs. 1 BauGB nicht erfüllt (einfacher Bebauungsplan), richtet sich die Zulässigkeit von Vor-
haben im Übrigen nach § 34 BauGB (Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammen-
hang bebauten Ortsteile) oder § 35 BauGB (Bauen im Außenbereich). 

In einem Bebauungsplan (vgl. § 30 BauGB) können nach § 1 Abs. 2, Abs. 3 Satz 1 BauNVO be-
stimmte Baugebiete festgesetzt werden. Nach § 1 Abs. 3 Satz 2 BauNVO werden durch die Fest-
setzung die Vorschriften der §§ 2 bis 14 BauNVO grundsätzlich Bestandteil des Bebauungsplans. 
Eine baurechtliche Kategorie des „Industrieparks“ kennt das deutsche Recht allerdings nicht. 
Eine Errichtung eines Industrieparks dürfte allerdings im Geltungsbereich eines Bebauungsplans 
insbesondere dann in Betracht kommen, wenn der Bebauungsplan das Industrieparkgelände als 
Industriegebiet nach § 9 BauNVO ausweist (vgl. OVG Berlin-Brandenburg sowie VG Frankfurt 
a.M. und VGH Kassel). Aber auch die Errichtung eines Industrieparks in Bereichen, in denen 
durch einen Bebauungsplan (teilweise) ein Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO oder Sondergebiet 
nach § 11 BauNVO festgesetzt wurde, ist nicht ausgeschlossen (vgl. OVG Münster sowie OVG Lü-
neburg und Bay. VGH). Ein Industriepark kann – abhängig von der geplanten Nutzung – auch im 
Geltungsbereich mehrerer dieser in einem Bebauungsplan festgesetzten Baugebiete errichtet wer-
den (vgl. etwa Bay. VGH sowie VG Gelsenkirchen). 

Bei der Errichtung von Industrieparks sind neben den genannten bauplanungsrechtlichen Vor-
schriften aber auch weitere öffentlich-rechtliche Regelungen des Bundes relevant. So müssen 
zum Beispiel – etwa durch das Einleites von im Industriepark anfallenden Abwassers in Abwas-
seranlagen – die Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) oder – beispielsweise zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen, etwa durch Luftverunreinigungen und Geräusche 
– die Vorschriften des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) beachtet werden (vgl. Müg-
genborg sowie Spannowsky, Hentschel/Müggenborg und Kern). 
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